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zu protokollieren. Es ist vertretbar, etwaigen unterschiedli­
chen Darlegungen zum Zeitpunkt des Geschlechtsverkehrs 
hier noch nicht im einzelnen nachzugehen, sofern unstreitig 
ist, daß die Prozeßparteien während der gesetzlichen Emp­
fängniszeit geschlechtlich miteinander verkehrt haben. Das 
schließt, nicht aus, daß das Gericht u. U. im weiteren Verlauf 
des Verfahrens auf die beiderseitigen Angaben zum Ge­
schlechtsverkehr nochmals zurückkommen und diese exakt 
aufklären muß. Zunächst können Widersprüche in den Er­
klärungen der Prozeßparteien zu dieser Frage zurückgestellt 
werden. Nach Abschn. A I Ziff. 2 der Richtlinie Nr. 23 ist der 
Zeitpunkt des Geschlechtsverkehrs nur dann, exakt aufzuklä­
ren, wenn er für weitere notwendige Beweiserhebungen, 
insbesondere für die Beiziehung eines Tragezeitgutachtens, 
von Bedeutung sein könnte. Eih Tragezeitgutachten ist aller­
dings selten beizuziehen, worauf noch einzugehen sein 
wird.

Die Problematik, welche Maßnahmen zur Sachaufklärung 
notwendig sind und wo die Grenzen ihrer Anwendung liegen, 
wird an folgendem Beispiel deutlich: So hatten in einem Ver­
fahren die Prozeßparteien übereinstimmend erklärt, daß sie 
während der gesetzlichen Empfängniszeit nur ein einziges 
Mal am Abend einer Tanzveranstaltung miteinander ge­
schlechtlich verkehrt hatten.? Ihre Angaben zum Zeitpunkt 
unterschieden sich aber um ca. 3 Wochen. Beide Daten ließen 
sich nicht mit dem Vermerk im Schwangerenausweis zum. 
Beginn der letzten vorgeburtlichen Regelblutung in Überein­
stimmung bringen. Die Instanzgerichte bemühten sich zu­
nächst — obwohl es nicht erforderlich war —, durch sehr ein­
gehende Befragung der Prozeßparteien zusätzliche Anhalts­
punkte für ihre Zeitangaben zu gewinnen. Später sahen sie 
jedoch von einer weiteren Beweiserhebung hierzu ab, obwohl 
der Verklagte während des gesamten Verfahrens darauf be- 
harrte, daß aus den drei unterschiedlichen Zeitangaben der 
Klägerin Bedenken gegen deren Glaubwürdigkeit abzuleiten 
seien. Die Instanzgerichte haben gemäß Abschn. A I Ziff. 2 
der Richtlinie Nr. 23 die exakte Aufklärung der widersprüch­
lichen Zeitangaben zu Recht zurückgestellt. Dennoch war es 
erforderlich, das rechtskräftige Urteil des Bezirksgerichts zu 
kassieren, weil der Verklagte als Vater festgestellt worden 
war, ohne daß der Sachverhalt ausreichend aufgeklärt war. 
Es wäre erforderlich gewesen, ein Blutgruppengutachten bei­
zuziehen, um begründete Zweifel an der Vaterschaft des Ver­
klagten zu beseitigen.

Die Pflicht des Gerichts aus § 2 Abs. 2 ZPO und § 56 Abs. 3 
FGB, die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen wahr­
heitsgemäß festzustellen, erfordert, sowohl die für eine Va­
terschaft als auch die gegen sie sprechenden Umstände zu 
beachten. Abschn. A III der Richtlinie Nr. 23 ist auf eine Pro­
zeßlage abgestimmt, in der allein der Verklagte als mögli­
cher Erzeuger in Frage kommt. Dieser Abschnitt der Richt­
linie verdeutlicht das Anliegen, zur gründlichen Sachaufklä­
rung durch die Beiziehung von Gutachten bestehende Zweifel 
an der Vaterschaft des Verklagten im Interesse aller Betei­
ligten zu beseitigen. Die Ausführungen in Abschn. III der 
Richtlinie knüpfen an Zweifel des Gerichts an; in Ziff. 12 bis 
15 werden hierfür beispielhaft folgende Umstände genannt:
— Widersprüche zwischen Reifegradmerkmalen des Kindes, 

Zeitpunkt der geschlechtlichen Beziehungen und letzter 
vorgeburtlicher Regelblutung;

— gesundheitliche Beeinträchtigungen des Verklagten, die 
für seine Zeugungsunfähigkeit zur Zeit der Zeugung des 
Kindes sprechen;

— Hinweise auf mögliche Beziehungen der Klägerin zu wei- 
. teren Männern;

— widersprüchliche Angaben der Klägerin;
— verhältnismäßig späte Mitteilung über die Schwanger­

schaft oder die Geburt des Kindes an den Verklagten;
— Hinweise aus einem Vorprozeß zur Anfechtung der Vater­

schaft.
Zu diesen in der Richtlinie Nr. 23 aufgezählten typischen 

Umständen, aus denen sich Zweifel des Gerichts an der Va­
terschaft des Verklagten herleiten, kommen aus der Kassa­
tionsrechtsprechung noch folgende hinzu:
— eine extrem kurze bzw. sehr lange Tragezeit9 10;
— unklare Angaben zum Zeitpunkt des Geschlechtsver­

kehrs11;
— Einleitung des Gerichtsverfahrens sehr lange Zeit nach 

der Geburt des Kindes12;
— fragwürdige zeitliche Angaben zum Aufenthalt an einem 

bestimmten Ort13;
— einmaliger Geschlechtsverkehr ohne weitere persönliche 

Bindung14;
— fehlende Erinnerungen der Klägerin an die geschlechtli­

chen Beziehungen in Verbindung mit übermäßigem Alko­
holgenuß15;

— fehlende Mitwirkung des Verklagten im Gerichtsverfah­
ren infolge seines Todes16.
Es können also sehr unterschiedliche Fakten die Beizie- 

hüng eines Gutachtens erforderlich machen. Das berührt zu­
gleich die Kernfrage, welches der möglichen medizinisch-na­
turwissenschaftlichen Gutachten im Einzelfall beizuziehen ist.

Die Richtlinie Nr. 23 gibt darauf in Abschn. A III Ziff. 12 
und 15 eine eindeutige Antwort: In Ziff. 12 wird hervorgeho­
ben, daß dem Gutachten der Vorzug zu geben ist, das „je 
nach den gegebenen Umständen schon allein den Ausschluß 
der Vaterschaft ermöglichen“ kann. Daraus geht klar hervor, 
daß die folgenden Ziff. 13, 14 und 15 zu den Voraussetzungen, 
unter denen ein Tragezeit-, Zeugungsfähigkeits- oder Blut­
gruppengutachten beizuziehen ist, keine Rang- oder Reihen­
folge enthalten.17 Die Aussage in Ziff. 12 wird zudem in 
Ziff. 15 nochmals dargelegt und mit der Forderung verbun­
den, stets ein Blutgruppengutachten beizuziehen, wenn die 
beiden anderen Gutachten bei dem festgestellten Sachver­
halt nicht zum Ausschluß der Vaterschaft geeignet sind. Diese 
Forderung steht wiederum in Beziehung zu Abschn. AII 
Ziff. 9, die den hohen Beweiswert des Blutgruppengutachtens 
gegenüber allen anderen Gutachten hervorhebt.

Für die Gerichte ist es inzwischen weitgehend selbstver­
ständlich, daß dann, wenn Gutachten erforderlich sind, ein 
Blutgruppengutachten einzuholen ist. Andere Gutachten wer­
den erst danach oder ergänzend beigezogen. So wurden im 
Jahre 1984 in 55 Prozent der Verfahren Blutgruppengutachten 
und in 3 Prozent andere Gutachten erstattet. Für die in 
Abschn. A III der Richtlinie Nr. 23 behandelten Sachverhalte 
bestätigen die Erfahrungen der Gerichte im übrigen, daß nach 
Beiziehung eines Blutgruppengutachtens mit seinem sicheren 
Beweiswert und seiner klaren Ausschlußmöglichkeit für einen 
zu Unrecht als Vater in Anspruch genommenen Mann sich 
nur ausnahmsweise die Frage ergibt, ob ergänzend ein Trage­
zeit- oder Zeugungsfähigkeitsgutachten beizuziehen ist.

Diese Problematik zeigte sich z. B. in einem Kassations­
verfahren.18 Der Verklagte war der einzige bekannte Mann, 
zu dem die Klägerin nach ihren Darlegungen während der 
gesetzlichen Empfängniszeit geschlechtliche Beziehungen un­
terhalten hatte. Infolge ihrer unklaren Angaben zum Zeit­
punkt dieser Beziehungen war es richtig, daß das Kreisge­
richt ein Blutgruppengutachten beigezogen hatte. Es führte 
nicht zum Ausschluß der Vaterschaft des Verklagten. Die 
Sache war damit entscheidungsreif. Das Kreisgericht stellte 
den Verklagten zu Recht als Vater des Kindes fest. Abgesehen 
davon, daß seine Vaterschaft durch das Blutgruppengutach­
ten nicht ausgeschlossen wurde, bestand nach biostatistischen 
Werten eine hohe Wahrscheinlichkeit von 92,5 Prozent für 
seine Vaterschaft.

Im Rechtsmittelverfahren wurden nochmals Zeugen zum 
Zeitpunkt der geschlechtlichen Beziehungen vernommen und 
danach ein Tragezeitgutachten beigezogen. Das war eine 
überflüssige Beweiserhebung. Auf eine zusätzliche Absiche­
rung der Ergebnisse des Blutgruppengutachtens kam es hier 
nicht an. Und mit einem sicheren Ausschluß der Vaterschaft 
des Verklagten konnte im Hinblick auf die fragwürdigen 
Erklärungen der Klägerin zum Zeitpunkt der geschlechtlichen 
Beziehungen nicht gerechnet werden. Das Tragezeitgutach­
ten erbrachte das Ergebnis, daß eine Zeugung des Kindes zu 
einem der angegebenen Zeitpunkte unwahrscheinlich sei, 
falls die Angaben der Klägerin über eine letzte echte vorge­
burtliche Regelblutung zuträfen. Damit war neben den frag­
würdigen Angaben zum Zeitpunkt der geschlechtlichen Bezie­
hungen ein weiterer Unsicherheitsfaktor sichtbar geworden: 
die letzte e c h t e  Regelblutung. Das Bezirksgericht entschied 
sich auf der Grundlage des Tragezeitgutachtens dafür, die
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